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Gesundheitssystem leistungsfähig  und gerecht  gestalten  
von Dr. Susanne Cassel und Dr. Tobias Thomas  

 

Politikanalyse: 
 

• In der laufenden Legislaturperiode wur-
de die Chance verpasst, den Wettbe-
werb in der GKV über eine Beitragssatz-
senkung zu stärken. 

• Eine Strukturreform, die das Gesund-
heitssystem leistungsfähig, finanzierbar 
und gerecht macht, steht weiterhin aus.  

Politikempfehlung: 
• Kurzfristig Beitragssatz der GKV senken 

und damit den Wettbewerb über Zu-
satzbeiträge stärken. 

• Krankenkassen mehr Freiheit bei Ver-
tragsabschlüssen mit Leistungsanbietern 
einräumen, vor allem bei der stationären 
Versorgung. 

• Echte Gesundheitsreform angehen: mit 
einer Basisversicherungspflicht für je-
dermann und mehr Wettbewerb zwi-
schen allen Kassen. 

•  

 

In der laufenden Legislaturperiode wurde 
die Chance auf die im Koalitionsvertrag 
angekündigte Strukturreform für mehr 
Wettbewerb im Gesundheitssystem eben-
so verpasst, wie den Wettbewerb in der 
Gesetzlichen Krankenversicherung (GKV)  
über eine Beitragssatzsenkung zu stärken. 
Um das Gesundheitssystem langfristig leis-
tungsfähig, finanzierbar und gerecht zu ge-
stalten, sollte die künftige Bundesregierung 
eine Basisversicherungspflicht für alle Bür-
ger einführen und für mehr Wettbewerb 
zwischen allen Kassen sorgen.  
 

Die Gesundheitsversorgung in Deutschland 
ist nach wie vor hervorragend. Mehr als 95 
Prozent der Weltbevölkerung beneiden 
uns darum. Doch die Ausgaben steigen mit 
älter werdender und rückläufiger Bevölke-
rung, medizinisch-technischem Fortschritt, 
Zunahme chronischer Krankheiten und 
wachsender Nachfrage nach hochwertigen 
Leistungen – gerade im Pflegebereich. In 
der GKV war Wettbewerb lange Zeit ein 
Fremdwort. Bis vor fast 20 Jahren die freie 
Kassenwahl und der Risikostrukturaus-
gleich eingeführt wurden. Um niemanden 
von Leistungen auszuschließen, wurden 
zudem Kontrahierungszwang und Diskrimi-
nierungsverbot festgeschrieben. Zusammen 
mit dem einheitlichen Leistungskatalog soll-
te das dafür sorgen, dass gesetzliche Kran-
kenkassen mit günstigen Preisen und gutem 
Service um Kunden werben. Es zeigte sich, 
dass Versicherte auf Preisunterschiede rea-
gieren und Kassen darauf mit effizienterer 
Leistung antworten. Mit dem GKV-
Wettbewerbsstärkungsgesetz (GKV-WSG) 
wurde 2007 der Wettbewerb in der GKV 
durch mehr Vertragsfreiheit zwischen den 
Krankenkassen und Leistungserbringern 
gestärkt. Doch 2009 wurde mit dem 
Gesundheitsfonds der Preiswettbewerb 
zwischen den Kassen erheblich einge-
schränkt: Er sieht einen staatlich festgeleg-
ten einheitlichen Beitragssatz von 15,5 Pro-
zent vor. Die Beitragszahlungen fließen mit 
Steuermitteln in den Fonds und werden 
den Kassen zugewiesen. Der Preiswettbe-
werb reduziert sich darauf, dass die Kassen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

  

 

Beiträge ausschütten können, wenn sie we-
niger Geld als zugewiesen benötigen, oder 
einen Zusatzbeitrag erheben müssen.  
 

Eine Lösung der Finanzierungsprobleme der 
GKV leistet das GKV-WSG jedoch nicht. 
Nach wie vor besteht zu wenig Wettbe-
werb zwischen den Kassen. Damit dieser 
über Zusatzbeiträge funktioniert, müsste 
der allgemeine Beitragssatz so stark ge-
senkt werden, dass die Kassenzuweisungen 
nicht kostendeckend wären. Damit hätten 
Kassen den Anreiz, mit Effizienzsteigerun-
gen und Innovationen um die Gunst der 
Versicherten zu konkurrieren. Diese Chan-
ce hat die Bundesregierung ebenso verpasst 
wie eine echte Strukturreform im Gesund-
heitssystem. Entgegen der Ankündigung im 
Koalitionsvertrag haben gesetzliche Kran-
kenkassen keinen weiteren Spielraum für 
wettbewerbliches Handeln erhalten. Auch 
bei der stationären Versorgung gibt es 
kaum Wettbewerb, weil die Kassen ge-
zwungen sind, mit allen Krankenhäusern im 
Bedarfsplan Verträge abzuschließen und das 
„gemeinsam und einheitlich“. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Bislang haben sämtliche Reformen darauf 
verzichtet,  den   weitgehenden  Ausschluss 
des Wettbewerbs zwischen der GKV und 
der PKV anzugehen. Nur Arbeitnehmer, 
die mehr als die Jahresarbeitsentgeltgrenze 
von derzeit 52.200 Euro pro Jahr verdie-
nen, dürfen frei zwischen der GKV und der 
PKV wählen. Arbeitnehmer, die weniger 
verdienen, müssen sich in der GKV versi-
chern – ihre Wahlmöglichkeiten sind damit 
erheblich eingeschränkt. Somit bleiben gro-
ße Wettbewerbspotenziale ungenutzt. 
 

Die künftige Bundesregierung sollte den 
Mut zu einer Reform aufbringen, die das 
Gesundheitssystem langfristig leistungsfähig, 
finanzierbar und gerecht macht. Dazu sollte 
sie eine Basisversicherungspflicht für alle 
Bürger einführen. Ihr Leistungsumfang kann 
nur über den politischen Willensbildungs-
prozess   festgelegt   werden.   Versicherte 
sollten die  freie  Wahl  bei  Anbietern  der  

 

Basisversicherung wie auch bei zusätzlichen 
Leistungen erhalten. Jeder Versicherer soll-
te die Basisversicherung nur zu einem Bei-
trag anbieten dürfen, der nicht zwischen 
den Versicherten unterscheidet. Die ein-
kommensabhängigen Beiträge würden 
durch Beiträge ersetzt, die unabhängig von 
Alter, Geschlecht, Vorerkrankungen und 
Einkommen sind. Unterschiedliche Versi-
cherungsanbieter würden sich durch die 
Beiträge für die Basisversicherung unter-
scheiden. Für alle Versicherten sollte Wahl-
freiheit zwischen allen Kassen bestehen. 
Für alle Anbieter der Basisversicherung 
sollte wiederum Kontrahierungszwang be-
stehen, so dass keine etwa chronisch kran-
ken Patienten von den Versicherungen ab-
gelehnt werden könnten. In einem solchen 
System würden Versicherte zu Kassen mit 
niedrigen Beiträgen und gutem Service 
wechseln und Kassen versuchen, Leistun-
gen kostengünstig einzukaufen. Damit ein-
kommensschwache Versicherte nicht über 
Gebühr belastet würden, sollten zudem 
Belastungsobergrenzen festgelegt werden. 
Der soziale Ausgleich sollte dann dort er-
folgen, wo er am besten gelingen kann: im 
Steuer- und Transfersystem.  

 

Helfen Sie mit! 
Um den ECONWATCH-Policy Brief an-
bieten zu können, in dem Sie verständli-
che und wissenschaftlich fundierte Infor-
mationen über wirtschaftspolitische Zu-
sammenhänge und Reformmöglichkeiten 
erhalten, ist ECONWATCH als gemein-
nützige und unabhängige Organisation auf 
Mitgliedsbeiträge und Spenden angewie-
sen. Informationen hierzu erhalten Sie auf: 
www.econwatch.org 

Und das steht im Koalitionsvertrag 
von CDU/CSU und FDP: 
 „Wettbewerb um Leistungen, Preise und 
Qualität ermöglicht eine an den Bedürfnis-
sen der Versicherten ausgerichtete Kran-
kenversicherung sowie eine gute medizini-
sche Versorgung. Auf der Versicherungs-, 
Nachfrage- und Angebotsseite werden die 
Voraussetzungen für einen funktionsfähi-
gen Wettbewerb um innovative und effizi-
ente Lösungen geschaffen, der den Versi-
cherten und Patienten zugutekommt, sie in 
den Mittelpunkt stellt und ihnen Entschei-
dungsspielräume ermöglicht.“ 
 

 

Dieser Policy Brief entstand auf Grundla-
ge des ECONWATCH-Meetings „Mehr 
Freiheit für Krankenkassen und Kranken-
häuser – wie Wettbewerb den Versicher-
ten nutzen kann“ mit Prof. Dr. Friedrich 
Breyer und Dr. Boris Augurzky (dggö – 
Deutsche Gesellschaft für Gesundheits-
ökonomie e.V.) am Wissenschaftszentrum 
Berlin für Sozialforschung (WZB). 
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